Auszug aus: Protokoll des Grossen Rates Nr. 65 vom 08. Januar 2020

3. Interpellation von Peter Dransfeld, Ueli Fisch, Josef Gemperle, Andreas Guhl,
Hermann Lei und Jost Riegg vom 19. Dezember 2018 "Herzklinik: Ruckblick
und Ausblick" (16/IN 38/305)

Beantwortung

Prasident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Die Interpellanten
haben das Wort zu einer kurzen Erklarung, ob sie mit der Beantwortung zufrieden sind.

Dransfeld, GP: Das Gesundheitswesen im Kanton Thurgau muss der Thurgauer Bevol-
kerung dienen, und es muss effizient, wirtschaftlich und transparent sein. Es gibt ernste
Hinweise auf Defizite in einer Klinik, die unseres Erachtens durch den Regierungsrat
nicht angemessen gewirdigt werden. Seine Beantwortung lasst das nétige Interesse
missen, den Dingen auf den Grund zu gehen. Deshalb sehen wir uns als gewéhltes Par-
lament in der Pflicht, eine klarende Diskussion zu ermdglichen. Aus diesem Grund bean-
trage ich Diskussion.

Abstimmung: Diskussion wird mehrheitlich beschlossen.

Dransfeld, GP: Im Jahr 2008 feierte die Herzklinik in Zirich ein grosses Fest. Mit dabei
waren die alt Regierungsrate Philipp Stahelin und Roland Eberle sowie der Prasident der
thurmed, Robert Firer. Bernhard Koch, der damalige Gesundheitsdirektor, lobte die
Herzklinik in hohen Tonen und bezeichnete sie als universitares Zentrum, als Juwel. Der
damals hochgelobte Klinikchef ist heute 77 Jahre alt und immer noch Alleininhaber. Ihm
droht eine mehrjahrige Gefangnisstrafe. Dass die Herzklinik, das heutige Herz-Neuro-
Zentrum Bodensee (HNZB), seit Jahren vom Regierungsrat protegiert wird, kann man
auch daraus herauslesen, dass regelmassig Patienten, die zu einer Behandlung nach
Zurich oder Bern gehen sollten, auf Eingreifen des Kantonarztes in das Herzzentrum ge-
bracht wurden, obwohl dieses nach Ubereinstimmender Meinung ausgewiesener Fach-
leute medizinisch wie geschaftlich im Graubereich arbeitet. Ohne diese Protektion ware
es auf dem Markt kaum Uberlebensfahig. Hat das HNZB diese Protektion verdient? Liegt
diese im offentlichen Interesse? Millionenbetrug durch eine Briefkastenfirma, eine ge-
schmuggelte Leiche, Steuerhinterziehung im grossen Massstab, ein cholerischer Chef-
arzt, der seine Mitarbeiter als "Pisser" und "Arsche" bezeichnet, Beschattung und Aus-
horchung von Kritikern sowie drohende mehrjahrige Haftstrafen fiir die Klinikspitze sind
wenig vertrauensfordernd. Der Regierungsrat Ubersieht systematisch warnende Hinwei-
se, wie etwa im Deutschen Arzteblatt 2004, in Unterlagen des renommierten Schweizer
Herzchirurgen Prof. Dr. Thierry Carell 2008, in einem besorgten Brief fihrender Kardio-
logen im Jahr 2009, einer expliziten Warnung der friiheren Kantonsratin Barbara Kern
2010, ausfihrlichen Recherchen in angesehenen Blattern 2013 und 2014 und schliess-
lich in fiUnf Vorstéssen in diesem Rat sowie der Anklage der Thurgauer Staatsanwalt-
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schaft 2018. Der Regierungsrat stellt, so scheint es, das Wohl des HNZB vor jenes der
Patienten. Der Verfasser der sehr ausfihrlichen Presserecherche aus dem Jahr 2013,
mit dem ich gestern gesprochen habe, hat fur die Recherche im "Tagesanzeiger" einen
Journalistenpreis erhalten. Unter dem Druck dieser Recherche hat der Regierungsrat ei-
ne Untersuchung prasentiert, mit welcher er dem HNZB eine weisse Weste bescheinigte.
Ein Eindruck, den ausgewiesene Fachleute nicht unterstiitzen. Damals war fur die Klinik
ein friherer Swissair-Manager aktiv, der offenbar hoch in der Gunst des Regierungsrates
steht. Schliesslich hat er ihn zum Hochschulrat der Padagogischen Hochschule und zum
Prasidenten von "Think Tank Thurgau" gekurt. Wahrend seiner Téatigkeit als Krisenma-
nager der Klinik wurden Kritiker der Klinik durch Privatdetektive beschattet und ausge-
horcht. Desinteressiert und tiberheblich, teilweise zynisch und arrogant muten derweil al-
le Reaktionen des Regierungsrates auf kritische Einwande an, so auch in der vorliegen-
den Beantwortung. Wenn der Regierungsrat wiederholt, dass er keine Veranlassung se-
he, sich mit der thurmed AG Uber das Herzzentrum auszutauschen, darf man dem Re-
gierungsrat moglicherweise Gedachtnistraining empfehlen. Wer dirfte schon ernsthaft
glauben, dass die Verantwortlichen des Kantonspitals zum Schicksal einer ins Strau-
cheln geratenen Klinik, die sich auf dem Boden des Kantons und in unmittelbarer Nach-
barschaft des Kantonsspitals befindet, nicht konsultiert wurden? Wird die thurmed AG
nur den richtigen Moment abwarten, um das HNZB gtinstig zu kaufen? Ergibt das HNZB
am Standort Munsterlingen angesichts einer herzchirurgischen Uberversorgung in der
Schweiz Uberhaupt noch Sinn? Gibt es andere Nutzungsoptionen fur das Gebaude, wel-
ches zurzeit in Miunsterlingen entsteht? Gibt es neue Optionen bezlglich Eigentimer,
Struktur und Fihrung der Klinik? Wir wissen es nicht, und wir missen hier auch nicht je-
des Detail ausbreiten. Wir erwarten aber Wege und Lésungen, welche die Gesundheits-
versorgung der Thurgauer Bevdlkerung in den Vordergrund stellen und die effizient, wirt-
schaftlich und nicht zuletzt transparent sind. Lésungen, bei denen eine Privatklinik
selbstverstandlich eine tragende Rolle spielen kann, so lange das Allgemeinwohl ge-
wabhrt ist und der Markt spielt. Verschliessen wir hingegen vor Missstdnden Augen und
Ohren und verstecken uns hinter Floskeln und Paragrafen, wie das der Regierungsrat in
der vorliegenden Beantwortung tut, versagen wir dem Thurgauer Volk, welches uns ge-
wahlt hat, sowie den Thurgauer Patienten und den serids arbeitenden Arzten den Res-
pekt, den diese verdienen. Man fuhlt sich unschon an den "Fall Hefenhofen" erinnert, bei
welchem angeblich alles korrekt verlief, der Staat aber vor katastrophalen Zustéanden ka-
pitulierte. Wollen wir damit fortfahren, grossspurig auftretenden Wichtigtuern blind zu ver-
trauen? Sind wir uns bewusst, dass wir damit die Rechte vieler anstandiger Menschen
mit FUssen treten? Unsere Wahler werden nur schwer verstehen, dass man fir 63 Stun-
denkilometer innerorts scharf gebisst wird, andererseits aber Leute umgarnt und verhat-
schelt werden, mit denen kein seriéser Gewerbetreibender arbeiten wirde. Ich danke
den Ratsmitgliedern, wenn sie endlich den Mut zu klaren und ehrlichen Worten finden
und wieder mehr auf ihr Herz als auf einflussreiche Einflisterer horen.
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Wist, EDU: Die EDU-Fraktion dankt dem Regierungsrat fur die Beantwortung der Inter-
pellation. Das von den Interpellanten in dieser Art ausgesprochene Misstrauen kénnen
wir nicht verstehen und auch nicht gutheissen. Immer wird im Grossen Rat von Sparen
und Augenmass gesprochen. Wann kommt dies zum Tragen? Wir gehen davon aus,
dass der Regierungsrat das Thema "Herzklinik" auf seinem Radar hat und den Grossen
Rat zu gegebener Zeit dartber informieren wird. Mehr dazu zu sagen, wirde in Richtung
Zeitverschwendung gehen.

Wohlfender, SP: Als Kreuzlingerin war ich gegeniber dem Herz-Neuro-Zentrum lange
Jahre positiv eingestellt. Als Geschéftsleiterin des groéssten Berufsverbandes im Ge-
sundheitswesen interessiert mich beispielsweise das Konstrukt eines Klinikums mit lan-
deruibergreifendem Betrieb: Wie ist eine landeribergreifende Anstellung mdglich? Wie
lauft dies mit zwei sehr verschiedenen Arbeitsgesetzgebungen? Aus diesem Grund habe
ich vor vier Jahren eine Tagung des Pflegeforums "Euregio Bodensee" in der Klinik in
Konstanz organisiert. Dort wurden meine Kolleginnen aus Deutschland und Osterreich
sowie die Schweizer Vertretung sehr nett begrusst. Aufgrund von Ereignissen im Laufe
der letzten Jahre, genauem Studium der Berichte, auch jenen tber die Administrativun-
tersuchung durch den Kanton, sowie durch Gesprache mit Arzten in den letzten Tagen,
habe ich heute eine kritische Haltung gegentiber dem HNZB. Gesundheit ist das héchste
Gut. Arzte sind grosstem ethischem Handeln verpflichtet. Neu kommen wirtschaftlich ori-
entierte Ansatze hinzu, wie beispielsweise die WZW-Regeln. Diese sind im Bundesge-
setz Uber die Krankenversicherung verankert. Darin heisst es, dass medizinische Be-
handlungen wirksam, zweckmassig und wirtschaftlich sein miissen. Ebenso hat die Ver-
bindung der Schweizer Arztinnen und Arzte ein Positionspapier zur Zweckmassigkeit aus
arztlicher Sicht herausgegeben. Darin wird beispielsweise festgehalten, dass der Arzt
oder Behandler reflektiere, ob eine vorgesehene Handlung beziehungsweise Massnah-
me nicht durch eine zweckmassigere ersetzt werden kénnte. Zwischen dem Kanton
Thurgau und dem Herz-Neuro-Zentrum besteht seit vielen Jahren eine Leistungsverein-
barung. Das Herz-Neuro-Zentrum ist auch nach der Einfuhrung des Gesetzes Uber die
Spitalfinanzierung im Jahr 2012 auf der Spitalliste belassen worden. Dies, obwohl Thur-
gauer Arzte bereits im Jahr 2009 mit der Frage nach der Wirtschaftlichkeit und Zweck-
massigkeit der Leistungen des HNZB an den Regierungsrat herangetreten sind. Denn
mit der Einfihrung von diagnosebezogenen Fallgruppen, den Fallpauschalen, wollen die
Leistungstrager der medizinischen Versorgung, die Kantone und die Krankenkassen, so
genannte Mindestfélle definieren, damit die Qualitat und Wirtschaftlichkeit einer Behand-
lung gewahrleistet und gegeben sind und die Zweckmassigkeit einer Behandlung und ei-
nes Behandlungszentrums Sinn ergeben. Auf der Internetseite des Bundesamtes flr
Gesundheit sind Fallzahlen verschiedener Kliniken abgebildet. So ist zu lesen, dass im
HNZB im Jahr 2016 nur neun Operationen am Gehirn bei bdsartigen Neubildungen
durchgefuhrt wurden. Es stellt sich fir mich ernsthaft die Frage, ob bei einer derart ge-
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ringen Fallzahl die Qualitat einer Operation gewahrleistet werden kann. Keine andere
Klinik wirde die gesamte aufwendige Infrastruktur fir solch komplexe Operationen be-
reithalten. Ganz zu schweigen von einer bestens dotierten arztlichen "Man- oder Wo-
menpower". Es bleibt die Frage nach den Fallzahlen des HNZB im Bereich der nichtin-
vasiven und invasiven kardiologischen Téatigkeit. Bekanntlich ist der Thurgau Eigner der
thurmed AG beziehungsweise derer Tochterfirma, der Spital Thurgau AG. In Frauenfeld
und Munsterlingen werden kardiologische Abteilungen durch erfahrene Spezialisten ge-
fuhrt. Die beiden Kardiologen fiihren invasive Eingriffe an beiden Standorten durch. Ein
Team von Chef- und Oberarzten gewahrleistet eine hohe Qualitat und vor allem bei per-
sonellen Verfugbarkeiten eine Konstanz. Es stellt sich mir die Frage, ob der Regierungs-
rat bei der Vergabe des Leistungsauftrages im Rahmen der neuen Spitalfinanzierung
den Bedarf an Betten fur invasive und interventionelle kardiologische Eingriffe analysiert
hat. Wenn ja, wie wurden damals die neuen technologischen Entwicklungen in der Kar-
diologie bertcksichtigt? In der Administrativuntersuchung im Jahr 2014 wurde dies wohl
kaum gemacht. In diesem Zusammenhang stellt sich mir zudem die Frage, ob der Regie-
rungsrat die heutigen gangigen Standards fiir Herzoperationen regelmassig uberpruft
und im Sinne der WZW-Regeln entsprechende Massnahmen bei den Operateuren ein-
fordert. Kann der Regierungsrat bestatigen, dass im HNZB invasive, interventionelle und
operative Eingriffe nach dem neusten Stand der Medizin erfolgen? Anfangs 2014 hat der
Regierungsrat eine Administrativuntersuchung am HNZB durchgefiihrt und dabei festge-
stellt, dass dieses alle notwendigen Anforderungen erfillt. Alle angebotenen medizini-
schen Leistungen und damit das Wohl der behandelten Patientinnen und Patienten seien
gualitativ einwandfrei gewesen. Ich wirde diese Aussage allzu gerne unterstitzen kon-
nen. Ich kenne aus dem engeren personlichen Umfeld jedoch drei Personen, fur welche
dies nicht zutrifft. Ich bitte den Regierungsrat, zu prufen, ob die WZW-Regeln im Herz-
Neuro-Zentrum eingehalten werden, da immerhin alle stationdren Behandlungen zu 55%
durch Steuergelder mitbezahlt werden. Zudem wirde ich es begriissen, wenn die Min-
destfallzahlen fir schwierige Operationen am Herzen oder im neurochirurgischen Be-
reich an einen Leistungsauftrag gekoppelt wirden. Ebenso interessiert es mich, ob der
Kanton Aussagen zur Qualitat der Behandlungen im HNZB machen kann. Ausserdem ist
es interessant, zu wissen, wie der Baurechtsvertrag in Munsterlingen ausgestaltet ist und
ob darin auch Versprechen zu Mindestzuweisungen von Patienten oder zur Monopolstel-
lung gegeben wurden. Wir sollten flr eine wirksame, zweckmassige und wirtschaftliche
Gesundheitsversorgung sorgen.

Ruedi, FDP: Ich bedaure, dass wir hier und heute Uber diese Interpellation diskutieren.
Ich bedaure auch die Hartnackigkeit der Interpellanten, die an Unbelehrbarkeit grenzt.
Ich bewundere Kantonsrat Iwan Wist fur sein Votum. Er hat gesagt, dass es hier eigent-
lich das Beste sei, nichts dazu zu sagen und sich kurz zu halten. Die Interpellation ist ei-
gentlich nichts Neues, sondern alter Wein in neuen Schldauchen. Die Fragen 1 bis 4 ge-
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hen auf Uraltes zurlick. Sie betreffen Vorgange aus den Jahren 2005 bis 2014. Mit den
Fragen 5 und 6 blicken die Interpellanten in die Kristallkugel. Sie stellen die Frage, was
passieren wirde, wenn die laufenden Strafverfahren nicht zugunsten der Angeschuldig-
ten ausfallen. Wenn die Interpellanten hier ihre Neugier befriedigen mdchten, kbnnen sie
den Verhandlungen am Bezirksgericht Kreuzlingen beiwohnen. Diese sind offentlich.
Dort kann der Wissensdurst der Interpellanten gestillt werden. Mit einer Interpellation
wird vom Regierungsrat Auskunft tiber eine zu seinem Geschaftsbereich gehdrende kan-
tonale Angelegenheit verlangt. So steht es in 8 50 Abs. 1 der Geschéaftsordnung des
Grossen Rates. Die Angelegenheit muss somit eine in den Geschéftsbereich des Regie-
rungsrates gehérende kantonale Fragestellung sein. Was gehért im Zusammenhang mit
dem Herz-Neuro-Zentrum Bodensee in den Geschaftsbereich des Regierungsrates? Nur
die Leistungserbringung dieses Versorgers im Bereich des Gesundheitswesens und die
entsprechenden Aufsichtspflichten des Regierungsrates. Die Herzklinik ist fur Akutmedi-
zin und die Bereiche Neurochirurgie, Gefasschirurgie, interventionelle Kardiologie, Herz-
chirurgie und Wirbelsaulenchirurgie auf der Thurgauer Spitalliste. Die Offentlichkeit inte-
ressiert die Frage, ob die medizinischen Leistungen der Herzklinik auf diesen Gebieten
gut sind und die Bevolkerung damit gut versorgt ist. Ich hére mich jeweils gut um, und ich
habe andere Erfahrungen als Kantonsratin Edith Wohlfender gemacht. Ich habe immer
nur Gutes Uber die medizinischen Leistungen der Herzklinik gehdrt. Mir hat noch nie je-
mand berichtet, dass die medizinischen Leistungen der Neuro- und Herzchirurgen an der
Herzklinik nicht einwandfrei waren. Wie mir zugetragen wurde, besteht zwischen der
thurmed-Gruppe beziehungsweise der Spital Thurgau AG und der Herzklinik ein gutes
Einvernehmen. Die Spital Thurgau AG begrisst den Neubau in Miunsterlingen, welcher
wahrscheinlich gegen ihren Widerstand gar nicht moglich gewesen wére. Das sind die
Punkte, welche die Offentlichkeit zu interessieren hat. Hier pflichte ich Kantonsratin Edith
Wohlfender bei. Der Regierungsrat soll und muss die medizinischen Leistungen der
Herzklinik prifen und beurteilen, ob die Bevdlkerung des Kanton Thurgaus damit gut
versorgt ist. Im Ubrigen gehen aber die Interna einer privaten Aktiengesellschaft die Of-
fentlichkeit nichts an. Es ist fur eine private Aktiengesellschaft geschaftsschadigend,
wenn solche Diskussionen immer wieder an die Offentlichkeit getragen werden. Immer-
hin muss doch auch betont werden, dass eine Familie einen grésseren zweistelligen Mil-
lionenbetrag fur den Neubau in Minsterlingen investiert und rund 200 Personen beschaf-
tigt. Die aktuellen raumlichen Verhaltnisse der Herzklinik sind wirklich untragbar. Es han-
delt sich um ein Wohnhaus, das in einem Wohnquartier gelegen ist. Ich winsche kei-
nem, dass er mit Herzproblemen in Frauenfeld oder Minsterlingen behandelt wird und
mit dem Krankenwagen in die Herzklinik transportiert werden muss. Deshalb begriisst
die FDP-Fraktion dieses private Engagement fir ein qualitativ hochstehendes Gesund-
heitswesen im Kanton Thurgau und bedauert, dass andere das offenbar nicht so sehen.
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Guhl, GLP/BDP: Die Situation mit der Herzklink erlebte ich als eine ganz spezielle Ge-
schichte. Als Hanspeter Grunder und ich vor sechs Jahren unsere Einfache Anfrage
"Aufsicht des Kantons Uber die Leistungserbringer auf der Spitalliste" einreichten, wehte
uns ein rauer Wind entgegen. Die Einfache Anfrage wurde nach unserer Ansicht gut be-
antwortet. Seither sind sechs Jahre vergangen. Das Problem blieb bestehen und hat sich
sogar noch akzentuiert. Gegen drei Personen des Managements ist ein rechtshangiges
Verfahren offen. Hatten Sie ein gutes Gefluhl, wenn Sie sich in einer Klinik einem medizi-
nischen Eingriff unterziehen missten, deren drei Verantwortliche wegen gewerbsmassi-
gem Betrug und ungetreuer Geschaftsbesorgung mit Bereicherungsabsicht angeklagt
sind? Es ist erstaunlich, wie gewisse Personen sich und ihrem aufgebauten Unterneh-
men schaden. Sie schaden auch dem Regierungsrat. Diesem sind namlich die Hande
gebunden, wie er selbst sagt, bis eine rechtskraftige Verurteilung vorliegt. Es ware allen
geholfen, wenn endlich ein Schlussstrich gezogen werden konnte, und zwar jetzt und
nicht erst in einigen Jahren, wenn ein rechtskraftiges Urteil vorliegt. Was wird der Regie-
rungsrat unternehmen, falls es mangels gesetzlicher Grundlagen zu einem Freispruch
kommt? Als Regierungsrat wirde ich mit sehr wachsamem Auge beobachten, was ge-
schieht. Die Klinik muss den Atem der Aufsicht im Nacken spiren. Dann kann wieder
Vertrauen aufgebaut werden, welches unbedingt notig ware.

Lei, SVP: Ich spreche fiur die SVP-Fraktion und méchte betonen, dass es in der SVP-
Fraktion durchaus auch Stimmen gibt, die kritisch dartber urteilen, ob man tber diese
Sache diskutieren soll, da dies der Klinik natirlich nicht nitzt. Dennoch bin ich beauf-
tragt, hier meine Gedanken zu aussern. Kantonsrat lwan Wuist und Kantonsrat Beat RU-
edi haben erwéhnt, dass sie das Misstrauen nicht verstehen kénnen. Ich kann sehr ge-
nau sagen, weshalb ich ein gewisses Misstrauen, zwar nicht gegentber der Arbeit, die
geleistet wird und auch nicht gegeniiber den Arzten, sondern gegeniiber dem Protago-
nisten habe. Nebst dem erwahnten Klinikdirektor gibt es noch eine zweite Person. Es
handelt sich dabei um den urspringlichen Erbauer der Klinik, Alfred Piller. Dieser hat die
Klinik dem Professor tGibergeben, der in diesem Gebaude eingemietet ist. Beztglich ihrer
Geschaftsgebaren haben die beiden Herren meines Erachtens gewisse Ahnlichkeiten.
Alfred Piller ist unglucklich, weil der Klinikleiter ausziehen will. Das Baurecht daftr gleich
neben der dortigen Klinik in Minsterlingen haben wir bereits vor ein paar Jahren erteilt.
Alfred Piller hat zusammen mit seinem Schwiegersohn in spe ein jahrelanges Rechtsver-
fahren gegen den Klinikdirektor in die Wege geleitet, damit dieser nicht ausziehen kann.
Wie man hort, hat der Klinikdirektor seine Mitarbeiter angewiesen, sofort die Polizei zu
rufen, wenn Alfred Piller, tber den man auch gar nichts Gutes hort, in der Klinik er-
scheint. Beim Klinikdirektor muss man mit der Mdglichkeit einer Verurteilung rechnen.
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob es richtig ist, wenn der Regierungsrat
mit diesen Leuten "Cupli" trinkt, Lobesreden abhalt und Blumen uberreicht. Ich wiinsche
mir hier etwas mehr Sensibilitat.
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Gemperle, CVP/EVP: Kantonsrat Beat Ruedi hat uns in seinem Votum gemassregelt
und belehrt. Es ist jedoch eine satte Mehrheit, welche der Diskussion zugestimmt hat.
Ausserdem habe ich konkret die Bemerkung einer ausserkantonalen Parlamentarierin,
die im personlichen Umfeld von einem allfélligen Fachfehler berichtet hat. Ich traue mich
deshalb doch, mein Votum zu halten. Ich spreche im Namen der CVP/EVP- Fraktion.
Noch selten ist es mir derart schwergefallen, aufgrund einer Beantwortung des Regie-
rungsrates ein einigermassen objektives Bild einer Situation rund um ein traktandiertes
Geschaft zu erhalten. Man sieht keinen Handlungsbedarf oder will keine Auskunft ertei-
len. Ist hier wirklich alles zum Besten bestellt? Das Sprichwort sagt: "Wo Rauch ist, da ist
auch Feuer." Es gibt dazu viele Beispiele, von denen ich einige aufzéhlen mochte. Sie
stammen aus Beantwortungen und wurden auch schon zitiert: Es sind viele Medienbe-
richte und -recherchen zu Ungereimtheiten verfligbar; es gab aufwendige und jahrelange
polizeiliche Ermittlungen; es gab respektive es gibt Strafuntersuchungen; es gab viele
Befragungen der Untersuchungsbehdrden im In- und Ausland. In der im Jahr 2018 noch
als offen beschriebenen Sache sind tUber 40 Ordner mit mehr als 32'000 wesentlichen
Aktenstiicken aufgelistet. Gemass dem Regierungsrat berichten die Untersuchungsbe-
horden von einem in juristischer Hinsicht alles andere als einfach zu bewertenden Vor-
gehen der Beschuldigten. Die Durchfihrung gewisser Verfahrensschritte sei aus pro-
zessualen Griunden a priori sehr aufwendig. Verzogerungen aufgrund von Unpéasslichkei-
ten der Beschuldigten und ihrer Rechtsvertreter seien nicht zu vermeiden. Diese Aufzéh-
lung ist bei Weitem nicht abschliessend. Meines Erachtens reicht sie aber aus, um ge-
nauer hinzuschauen, das Gesprach zu suchen und den Vorwurfen auf den Grund zu ge-
hen. Naturlich geht es hier um eine Privatklinik im Privatbesitz eines Einzelnen und nicht
etwa um die sehr gut aufgestellte thurmed AG, welche im Besitz der Thurgauer Bevdlke-
rung ist. Trotzdem ist das HNZB bereits jetzt durch die umfassende Zusammenarbeit mit
der Spital Thurgau AG sehr eng verflochten. Die Zusammenarbeit wird ausserdem mit
dem Neubau der Herzklinik am Standort und auf dem Grundstiick des Spitals Munster-
lingen zukunftig noch viel enger, und zwar nicht nur wegen des unterirdisch geplanten di-
rekten Verbindungsgangs. "Das Herzzentrum ist eine Privatklinik, mit einem offentlichen
Auftrag des Kantons Thurgau - das ergibt gute Synergien." So lasst sich der Alleininha-
ber vor einem halben Jahr in der "Thurgauer Zeitung" zitieren. Ist also alles zum Besten
und nach dem Wunsch des Thurgauer Regierungsrates und der Bevoélkerung? Wir er-
warten seitens des Regierungsrates endlich eine fundierte Uberpriifung der Faktenlage,
allenfalls auch in Zusammenhang mit der Geschéftsprifungs- und Finanzkommission
des Grossen Rates, und wir erwarten und fordern eine klare Analyse der Vorgange rund
um die Herzklinik und darauffolgend klare und umfassende Informationen fir unser Par-
lament. Nach Aufarbeitung der Vergangenheit erwarten wir seitens des Regierungsrates
und der thurmed AG eine klare Strategie fur die Zukunft. Wie kann unserer Bevélkerung
in diesem Bereich die bestmdgliche fachgerechte Behandlung garantiert werden? Der
Regierungsrat schreibt in seiner Beantwortung der Frage 4: "Bereits 2014 fand eine Aus-
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sprache mit den verantwortlichen Kardiologen der Kantonsspitaler und Vertretern der
ambulant tatigen Kardiologen zur Versorgung der Thurgauer Bevdlkerung durch das
HNZB statt. Aus fachlicher Sicht wurden schon damals keine Vorbehalte formuliert.
Thematisiert wurde hingegen ein moglicher Vertrauensverlust aufgrund der damals lau-
fenden Untersuchungen sowie Aspekte der Kommunikation, der Dienstleistungen und
der Zusammenarbeit." Also wurden sehr wohl Sachen kritisiert. Meine Frage an den Re-
gierungsrat: Wurden aufgrund dieser Vorbehalte, die nicht fachlicher Natur sind, Sachen
in die Wege geleitet, um dies zuklnftig zu verbessern? Zur Beantwortung der Fragen 5
und 6: Die Staatsanwaltschaft Thurgau hat am 12. Oktober 2018 beim Bezirksgericht
Kreuzlingen gegen drei beschuldigte Personen Anklage wegen gewerbsméassigen Be-
trugs und ungetreuer Geschaftsbesorgung in Bereicherungsabsicht erhoben. Meines Er-
achtens hat dies dazu gefiihrt, dass der Regierungsrat die Situation doch etwas neu be-
urteilt. Allerdings kann ich der Beantwortung nur vage Anzeichen dafur entnehmen. Nach
den Anklagen habe man nicht mit den Verantwortlichen der thurmed AG Ulber die neue
Ausgangslage gesprochen. Diese Aussage lasst mich staunen. Gibt es im Baurechtsver-
trag allenfalls eine Klausel fir eine mdgliche kaufliche Ubernahme des Herzzentrums
durch die thurmed AG? Das wirde vielleicht erklaren, weshalb man so wenig sprechen
will. Der Regierungsrat kommt in seinem Fazit zum Schluss, dass dort, wo die Zustén-
digkeit gegeben sei, alles sorgfaltig geprift und fir gut befunden wurde. Dort, wo allen-
falls strafrechtlich ein Vergehen vorhanden sei, sei er nicht zustandig. Damit ist fur ihn
der Fall erledigt. Meines Erachtens hat der Regierungsrat in diesem Fall seine Hausauf-
gaben noch nicht gemacht. Die CVP/EVP-Fraktion erwartet gute und vertiefte Abklarun-
gen, eine genaue Analyse mit klaren Schlussfolgerungen und daraus abgeleitet eine kla-
re Strategie, wie in diesem Bereich eine bestmdgliche medizinische Versorgung fir un-
sere Thurgauer Bevolkerung sichergestellt werden kann.

Ruegg, GP: Aufgrund des Votums von Kantonsrat Beat Riedi mdchte ich erwahnen,
dass ich vor ziemlich genau zehn Jahren in die Herzklinik eingewiesen wurde, in das an-
gesprochene "Wohnhaus", in welchem absolut tragbare Umstande herrschen. Wahr-
scheinlich wurde mir an jenem Abend das Leben gerettet. Die beiden behandelnden Arz-
te arbeiten aber nicht mehr dort. Uber die Beantwortung des Regierungsrates kann ich
mich nur wundern. Die meisten Ratsmitglieder und wohl auch das Thurgauer Volk schat-
zen den Regierungsrat so ein, dass er bei seiner Arbeit nebst der Einhaltung der Forma-
lien auch den gesunden Menschenverstand einsetzt. Gemeint ist hier das richtige Ein-
schatzen von Menschen, mit denen Vereinbarungen getroffen und Vertrage abgeschlos-
sen werden. Das, was der Regierungsrat und offenbar auch seine Mitarbeiter seit Jahren
im Zusammenhang mit den Verantwortlichen des Herz-Neuro-Zentrums Bodensee ver-
anstalten, ist jedoch schlicht unter seinem Niveau. Solches Nichthandeln wiederholt sich
zurzeit. Es ist noch nicht lange her, als ich dem Regierungsrat an diesem Pult vorwarf,
ernsthaft mit Leuten zu verhandeln, Vereinbarungen einzugehen und Vertrage abzu-
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schliessen, ohne die Vertrauenswurdigkeit der Verhandlungspartner auch nur in Frage
zu stellen. Ich muss hier nicht aus meinem Berufsleben berichten. Wir alle wissen, dass
die richtige Einschatzung von Menschen, die eingestellt oder mit denen Verhandlungen
gefuhrt werden, zu den wichtigsten Aufgaben gehort, vor allem in einer usserst verant-
wortungsvollen Stellung, und zwar bevor die Betreffenden strafrechtlich abgeurteilt sind.
Denn dann ist das Kind bereits in den Brunnen gefallen und der Regierungsrat hat in der
Auslbung seiner Tatigkeit schlicht versagt. Das oberste Ziel des Regierungsrates kann
und darf es nicht sein, keine formalen Fehler zu begehen. Dies kann er getrost den vor-
gelagerten Stellen Uberlassen. Der Regierungsrat hat hingegen tber das Formale hin-
weg zu denken, zu entscheiden und dann zu handeln. Der letzte Satz im Fazit der Be-
antwortung lautet wie folgt: "Der Regierungsrat betrachtet die Angelegenheit damit und
bis zum Abschluss der strafrechtlichen Verfahren als aufsichtsrechtlich ausreichend ge-
pruft.” Wenn dies die Auffassung des gesamten Regierungsrates ist, kbnnen wir nebst
den vergangenen und laufenden Féllen auf kommende, im besten Falle noch rufschadi-
gende Vorkommnisse in diesem Kanton nur warten.

Fisch, GLP/BDP: Auch ich mochte die Leistungen der Herzklinik loben und nicht min-
dern. Letztes Jahr musste meine Schwiegermutter deren Dienste in Anspruch nehmen.
Diese wurden sehr gut erledigt. Auch ich musste dort vor einigen Jahren meine Band-
scheibe operieren lassen. Alles verlief ebenfalls erfolgreich. Mittlerweile schlagen mir
solche Beantwortungen des Regierungsrates nicht mehr in den Riicken, sondern auf den
Magen. Uber 80% der Thurgauer Bevolkerung haben dem Offentlichkeitsprinzip zuge-
stimmt. Nur der Regierungsrat verharrt storrisch in seiner Dunkelkammer und weigert
sich, in Sachen "proaktive Kommunikation" auch nur den Hauch eines Willens zur Bes-
serung zu zeigen. An das Paket von Herzchirurg Prof. Dr. Thierry Carell konnte sich das
Gesundheitsdepartement nicht erinnern, wie der damalige zustandige Regierungsrat im
Magazin "Beobachter" zitiert wird. Die Dokumente, welche Kantonsratin Barbara Kern
dem Regierungsrat 2010 Ubergeben hat, will man auch nicht kennen, obwohl es klare
Hinweise darauf gibt, dass Gesprache betreffend diese Dokumente stattgefunden haben.
Wurde das alles vergessen? Leidet der Regierungsrat jetzt am "Lauber-Syndrom"? Auch
er ist bekanntlich ohne das Erinnerungsvermdgen wieder erlangt zu haben, wiederge-
wahlt worden. Offenbar leidet nun aber auch Kantonsrat Beat Riedi plotzlich am "Lau-
ber-Syndrom"”. Hat er schon vergessen, dass ein komplexer Fall, namlich der "Fall He-
fenhofen”, zu einem riesigen Reputationsschaden fur den ganzen Thurgau fuhren kann?
Auch der vorliegende Fall ist komplex verlaufen. Denn es geht nicht nur um den Bau-
rechtsvertrag, sondern auch um die Leistungsvereinbarung. Hier ist ebenso ein riesiger
Reputationsschaden fir den Thurgau mdglich. Die Beantwortung der Fragen ist wie von
Kantonsrat Peter Dransfeld erlautert sehr ausweichend. Speziell bei den Fragen 1 und 2
fuhlen wir uns nicht ernst genommen. Die Beantwortung dazu ist hochgradig arrogant
und ziemlich beschdmend. Abenteuerlich ist auch das Fazit des Regierungsrates. Der
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Regierungsrat scheint noch nicht wirklich einen Plan fur die Kommunikation in diesem
moglichen Krisenfall zu haben. Er wird sich erst bei einer Verurteilung Uberlegen, wie
man reagieren konnte. Die Kommunikation ist nicht wirklich die Starke des Regierungs-
rates, wie einige Falle in der Vergangenheit und auch ganz aktuelle Falle zeigen. Meines
Erachtens muss der Regierungsrat hier viel selbstbewusster auftreten und klar aufzei-
gen, dass im Falle einer Verurteilung bereits ein Plan besteht, wie vorgegangen wird. Die
Angeklagten und insbesondere Dierk Maass haben abenteuerliche Lebenslaufe. Meines
Erachtens schafft es der Regierungsrat einfach nicht, solche kritischen Falle mit Finger-
spitzengefihl zu behandeln. Ich fiirchte, dass ihm auch dieser Fall irgendwann auf die
Fusse fallen wird.

Regierungsrat Dr. Stark: Es handelt sich im vorliegenden Fall tatsachlich um ein schwie-
riges Thema. Die Meinungen des Grossen Rates dazu sind recht unterschiedlich. Das
Herz-Neuro-Zentrum Bodensee kommt alle drei bis vier Jahre oder noch regelmassiger
als Thema in den Grossen Rat. Der Regierungsrat muss sich unter anderem Vorwurfe
der Interpellanten anhdren, von denen ich mich ganz klar distanzieren méchte. Die Vor-
wirfe sind nicht gerechtfertigt. Wirde man diese uberprufen, kame das einem hochgra-
digen Misstrauensvotum gegentber dem Amt fir Gesundheit und auch gegeniber dem
Generalsekretariat gleich. Meines Erachtens hat der Grosse Rat dafirr selbst Einrichtun-
gen wie die Geschaftsprifungs- und Finanzkommission, welche dem nachgehen kénnte.
Offenbar mdchte man das aber nicht. Es werden lediglich periodisch Vorstdsse einge-
reicht. Ich will das Thema nicht tiefstapeln. Grundséatzlich gibt es meines Erachtens vier
Ebenen. Zum einen gibt es das Herz-Neuro-Zentrum Bodensee. Ich werde den Eindruck
nicht los, dass dort schon friher und bis heute interne Differenzen entstanden sind, die
vielleicht auch mit Abgangen zusammenhangen, und dass dort ein Feuer brennt, wes-
halb es immer wieder raucht. Zum anderen gibt es im Bereich der Kardiologie einen
Markt, der sehr umkampft ist. Wer weiss, ob man mit solchen Interventionen, die offent-
lichkeitswirksam sind, vielleicht nicht auch den Markt beeinflussen mochte. Wir miissen
aufpassen, dass wir uns nicht irgendwo einspannen lassen. Zusatzlich gibt es die hoheit-
liche Funktion des Kantons. Dieser muss dartiber wachen, dass die Gesundheitsleistun-
gen im Kanton Thurgau in qualitativer Weise erbracht werden, wie es in Bezug zu den
WZW-Regeln bereits erklart wurde. Dies betrifft das Amt fir Gesundheit. Ich habe kei-
nerlei Anhaltspunkte daftr, dass dieses Amt nicht wirklich gut bis ausgezeichnet arbeitet.
Als letzten Punkt gibt es die Funktion des Kantons in Bezug auf das Baurecht. Dem
Herz-Neuro-Zentrum Bodensee wurde in dieser Rolle in Minsterlingen ein Stick Land
abgegeben. Wir haben dies ebenfalls thematisiert. Der entsprechende Baurechtsvertrag
kann eingesehen werden. Es hat keine Klauseln, welche diesen mit einer gesundheits-
politischen Komponente versehen wirden. Selbstverstandlich ist es fir den Kanton und
die Spital Thurgau AG interessant, wenn das Herz-Neuro-Zentrum gleich daneben steht.
Hier wurde aber lediglich ein Baurechtsvertrag abgeschlossen. Es wurde auch ausge-
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fuhrt, dass wir nie daran gedacht haben, dass die fihrenden Leute unseres Partners in
Strafverfahren verwickelt sind, wobei derzeit die Unschuldsvermutung gilt. Naturlich
muss bei einem erdffneten Strafurteil gegeniber unserem Partner ein ernsthaftes Ge-
sprach gefuhrt werden. Dies steht so auch in der Beantwortung. In diesem Kontext geht
es aber eigentlich nicht um den Regierungsrat, sondern das HNZB. Manchmal habe ich
das Gefuhl, dass hier trotzdem kraftig auf den Regierungsrat eingedroschen wird. Man
schlagt den Sack, meint aber eigentlich den Esel. Zu den Fragen: Als ich mich vorberei-
tet habe, habe ich mir das Ganze noch einmal angesehen. Die Frage 2 in der Interpella-
tion lautet wie folgt: "2010 erhielt der Regierungsrat belastende Dokumente von einer
amtierenden Kantonsratin, (...)." Es war Kantonsratin Barbara Kern. Sie hatte bei Regie-
rungsrat Bernhard Koch um ein Gesprach gebeten, welches auch sehr intensiv gefuhrt
wurde. Es wurden aber keine Dokumente abgegeben. Es ist somit falsch, dass der Re-
gierungsrat belastende Dokumente erhalten habe. Der Regierungsrat hat nie belastende
Dokumente erhalten. Das kann bei Barbara Kern nachgeprft werden. Zu Frage 1: Ich
habe mich auch gefragt, weshalb man nie mit Prof. Dr. Thierry Carell gesprochen hat.
Ich habe ihn gestern telefonisch erreicht. Prof. Dr. Thierry Carell ist ein ausgewiesener
Herzspezialist. Ich habe mich gefreut, dass er Zeit fir mich gefunden hat. Er erzéhlte
mir, dass er damals Sekretéar der Schweizerischen Gesellschaft fir Herz- und thorakale
Gefasschirurgie war. Er wisse es nicht mehr so genau. Aus der Erinnerung kdnne er
aber sagen, dass er einen anonymen Brief mit einem Bundesordner voller Akten erhalten
habe. Dies sei um das Jahr 2005 gewesen. Das Ganze sei sehr wirr gewesen und er
habe sich sehr lange Uberlegt, was er mit den Sachen machen soll. Er hat dann tatsach-
lich einen Begleitbrief an das Generalsekretariat des Departementes fur Finanzen und
Soziales des Kanton Thurgaus gesandt. 2010 habe er weitere anonyme Post erhalten,
welche jedoch noch wirrer gewesen sei, weshalb er es nicht weitergeleitet habe. Zum
Schreiben von 2005 ist jedoch im Thurgau in keinem Aktenverzeichnis etwas enthalten.
Es gibt damit zwei Mdglichkeiten: Entweder hat die Post dieses Paket nicht zugestellt,
Prof. Dr. Thierry Carell wusste nicht mehr, ob er es per Einschreiben verschickt hat, oder
es ist etwas im Generalsekretariat unseres Departementes verloren gegangen. Ich habe
gestern meinen ehemaligen Generalsekretar Mario Brunetti angerufen. Er hat mir erklart,
dass er nie etwas erhalten habe. Man kdnnte jetzt nattrlich darauf beharren, alles zu er-
fahren. Ich weiss aber nicht, ob dies historisches Interesse ist oder fur heute wirklich re-
levant ware. Wir haben unter verschiedenen Vorstdssen vom November 2013 bis Januar
2014 eine Administrativuntersuchung durchgefihrt. Meines Wissens konnte man den
Bericht einsehen. Dazu wurde am 27. Januar 2014 eine ausfuhrliche Pressemitteilung
veroffentlicht. Darin heisst es: "Eine Administrativuntersuchung gegen die Herz-Neuro-
Zentrum Bodensee AG Kreuzlingen (HNZB Kreuzlingen) hat ergeben, dass die Klinik die
gesundheitspolizeilichen Voraussetzungen der Betriebsbewilligung und den Leistungs-
auftrag in der geforderten Qualitat nach wie vor erfillt. Es sind keine Abweichungen fest-
stellbar, welche die Qualitdt der vom HNZB Kreuzlingen angebotenen medizinischen
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Leistungen und damit das Wohl der behandelten Patientinnen und Patienten in Frage
stellen." Ich erwdhne das, weil es noch einen weiteren Punkt gibt: Wo kamen diese Ak-
ten hin? Meines Erachtens ist es wirklich nicht mehr sehr relevant, was darinstand. Wich-
tig ist, dass wir es damals untersucht haben. Ich gebe dem Grossen Rat recht, dass es
wichtig ist, ganz genau hinzuschauen. Aber auch das HNZB hat das Recht auf eine or-
dentliche Behandlung. Dem Regierungsrat wirden grosse Vorwirfe gemacht werden,
wenn er willkirlich handeln wiirde. Das wollen wir auch bei einer Organisation nicht, ge-
genuber deren obersten Chef eine Anklage héngig ist. Wie erwahnt gilt die Unschulds-
vermutung. Falls eine Strafe ausgesprochen wird, werden wir in unserer hoheitlichen
Funktion in Bezug auf die Bewilligung und den Leistungsauftrag prifen und abschatzen
mussen, ob die Leistungen, welche offenbar geschatzt werden, unter diesen Vorausset-
zungen noch zu erbringen sind oder nicht. Natirlich muss auch der Baurechtsvertrag
angeschaut werden. Wir bleiben auch da dran. Ich bitte die Ratsmitglieder und vor allem
die ganz kritischen Geister, zu mir zu kommen, wenn sie mehr wissen als ich. Es ist
auch unser Problem, wenn es solche Vermischungen gibt. Alles, was hier der Kanton zu
machen hat oder in Bezug auf den Baurechtsvertrag tun kann, werden wir machen, so-
bald wir zum Fall mehr wissen, vor allem auch dann, wenn es zur Verurteilung kommt.
Wir miissen diese Sache zwar gut anschauen. Es muss aber nicht immer alles an die Of-
fentlichkeit gelangen, weil dort wieder andere Gesetze spielen. Diese sollten weder dem
Grossen Rat noch irgendwelchen Interessen dienen.

Diskussion - nicht weiter benitzt.

Prasident: Das Geschéft ist erledigt.

12



	3. Interpellation von Peter Dransfeld, Ueli Fisch, Josef Gemperle, Andreas Guhl, Hermann Lei und Jost Rüegg vom 19. Dezember 2018 "Herzklinik: Rückblick und Ausblick" (16/IN 38/305)

